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Liebe Leserinnen und Leser,

nach einer längeren Sommerpause – und was für einen Som-
mer hatten wir! – melden wir uns mit dem neuen »BürgerIn-
nenbrief« zurück. Allerlei ist in den vergangenen Wochen ge-
schehen, was manchmal Befürchtungen wachsen lässt (von 
den Ereignissen in Chemnitz bis hin zu weiteren Belegen für 
den Auftrieb der rechtesten Kräfte weltweit), aber oftmals 
auch Anlass zu mutigen Blicken in die Zukunft gibt. Über 
10.000 HamburgerInnen gegen die »Merkel-muss-weg«-Demo, 
gut 30.000 Menschen auf der antirassistischen Parade am 29. 
September in Hamburg, bis zu unglaublichen 242.000 auf der 
»Unteilbar«-Demonstration am 13. Oktober in Berlin …

Wir selbst leben in der Überzeugung, manchmal auch in 
der begründeten Hoffnung, durch unsere Arbeit in der Bür-
gerschaftsfraktion der LINKEN und über die Unterstützung 
außerparlamentarischer Bewegungen einen wichtigen Bei-
trag gegen Rechts und zur Demokratisierung der (Stadt-)Ge-
sellschaft zu leisten. Exemplarisch mag das in dieser Aus-
gabe am längeren Abschlussbericht der Linksfraktion zum 

G20-Sonderausschuss deutlich werden. Auch wenn dessen 
Ergebnisse dünn sind, so haben wir doch als einzige Frak-
tion Finger in die vielen Wunden des Demokratieabbaus und 
straflos gebliebener Polizeigewalt gelegt.

Nun freuen wir uns auf einen Herbst, der vielleicht we-
niger heiß wird als die letzten Monate, aber doch reichlich 
Spielraum für weitere Aktivitäten in den Sälen und auf den 
Straßen lässt, z.B. am 7. November gegen die mit den Nazis 
verbandelten Pegida-Rechten (www.keine-stimme-den-nazis.
org/montags-gegen-nazis) oder jeden Freitag zwischen 17.00 
und 18.00 Uhr bei einer Mahnwache, Motto: Konsum statt Ge-
denken? Niemals!«, vor dem Stadthaus (https://hamburg.vvn-
bda.de/?s=stadthaus). 

Für uns stehen allerdings auch die Mühen der Ebene an: 
die alle zwei Jahre laufenden Debatten zum Doppelhaushalt. 
Davon mehr in den kommenden »BürgerInnenbriefen«.

Herausgeberinnen und Redaktion
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logie bildete sich ein breites gesellschaftliches Bündnis und 
es stellten sich regelmäßig einige hundert Menschen den Na-
zis entgegen. Anfang Mai beendeten die OrganisatorInnen der 
Merkel-muss-weg-Demos (im Folgenden MMW) den Spuk, in-
dem sie eine Sommerpause ankündigten. 

Gemeinsam mit anderen abscheulichen Begleiterschei-
nungen des Sommerendes sind nun auch die MMW-Kundge-
bungen zurück – nun nicht mehr jeden Montag, sondern je-
den ersten Mittwoch im Monat. Während im Frühjahr noch 
zur Wahrung einer bürgerlichen Fassade vermeintlich unor-
ganisierte »besorgte Bürger« für die Anmeldung vorgeschoben 
wurden, treten nun die Drahtzieher rund um Thomas Gardlo 
offen als OrganisatorInnen in Erscheinung. Gardlo bewegte 
sich in der Vergangenheit im Umfeld der »Aktionsfront Natio
naler Sozialisten« (ANS) und später der »Freiheitlichen Deut-
schen Arbeiterpartei« (FAP).1 Sein Engagement in den rechts-
extremistischen, später verbotenen Organisationen war für 
Roland Schill kein Problem – im Gegenteil: Während seiner 
Zeit als Innensenator beschäftigte er Gardlo und dessen Bru-
der als seine Personenschützer. Heute bewegt sich Gardlo in 
der rechten Kampfsport- und Türsteherszene und ist nach 
wie vor bestens vernetzt mit der rechtsextremen Szene. 

Doch auch seine Vernetzung zum institutionellen Poli-
tikbetrieb scheint ungebrochen. So bestehen Verbindungen 
zwischen den MMW-Demos und der AfD. Zum Beispiel hielt 
auf der MMW-Kundgebung am 5. September der Landesvor-
sitzende der AfD Mecklenburg-Vorpommern, Dennis Augu-
stin, einen Redebeitrag. Wie das »Hamburger Bündnis ge-
gen Rechts« (HgR) mitteilte, sind auch andere Mitglieder und 
Funktionäre der AfD mit den MMW-Demos verstrickt.2 So war 
etwa Jens Eckleben, AfD-Mitglied in der Bezirksversammlung 
Nord und Mitarbeiter der AfD im Bundestag, Mitglied der Fa-
cebookgruppe der MMW-Demo in Hamburg, genauso wie Ste-
fan Waegner, Datenschutzbeauftragter der AfD Wandsbek. 
Auch Dirk Nockemann, Bürgerschaftsabgeordneter der AfD, 
war mit Protagonisten der MMW-Demos auf Facebook »be-
freundet«.

Selbst das Landesamt für Verfassungsschutz griff diese 
Verbindungen auf und warnte überdies davor, dass es sich 
bei den Organisatoren der MMW-Kundgebungen um Rechts-
extremistInnen handele. Die AfD-Bürgerschaftsfraktion de-
mentierte hingegen, wies die Vorwürfe als bloße Behaup-
tungen zurück und kritisierte die Arbeit des Geheimdienstes. 
Im selben Zeitraum – während der Hochphase der Auseinan-
dersetzung um die Äußerungen des Präsidenten des Bundes-
amtes für Verfassungsschutz, Hans-Georg Maaßen, zu den 
rassistischen Übergriffen in Chemnitz – machte das HgR öf-
fentlich, dass auch der ehemalige Chef des hamburgischen 
Landesamtes für Verfassungsschutz und Heino Vahldieck der 
Facebookgruppe der MMW-Demos angehören.3

Ende September sorgte die AfD wieder für Schlagzeilen, 
denn dem Vorsitzenden der AfD-Bürgerschaftsfraktion Jörn 
Kruse wurde es zu bunt bzw. zu braun: Er könne die Zusam-
menarbeit mit Nazis, insbesondere den Schulterschluss zahl-
reicher AfD-Funktionäre mit dem rechten Mob in Chemnitz, 
nicht länger tolerieren und entschied sich daher zum Partei-

austritt. Zukünftig wird er der Hamburgischen Bürgerschaft 
als fraktionsloser Abgeordneter angehören. 

Wer hofft, dass der Austritt Kruses eine erste Zerfallser-
scheinung der AfD ist, wird vermutlich eines Besseren be-
lehrt werden, denn er ist vielmehr der Beleg und zugleich Ka-
talysator für die zunehmend unverhohlene Orientierung der 
AfD an der (extremen) Rechten. 

Diese wird sich auch weiter auf der Straße tummeln, denn 
noch halten die OrganisatorInnen der MMW-Demos daran 
fest, jeden ersten Mittwoch eines Monats ihren Hass zu ver-
breiten. Bei der Kundgebung nach der Sommerpause am 5. 
September stellten sich den 178 TeilnehmerInnen der rechten 
Kundgebung über 10.000 GegendemonstrantInnen entge-
gen. Es liegt an uns allen, der rechten Hetze auch in Zukunft 
nicht die Straße zu überlassen. Ankündigungen zu Gegenak-
tivitäten sowie weitere interessante Informationen sind auf 
www.keine-stimme-den-nazis.org/ zu finden.

1  Vgl. https://exif-recherche.org/?p=577 mit einem fundierten Überblick 
über die »Identitäre Bewegung« in Norddeutschland. 

2  Vgl. die Pressemitteilung des HgBR vom 5.9.2018, https://www.kei-
ne-stimme-den-nazis.org/ueber-uns/pressemitteilungen/11-pressemittei-
lungen/6928-welche-afdler-machten-mit-bei-merkel-muss-weg.

3  Vgl. www.keine-stimme-den-nazis.org/ueber-uns/pressemitteilungen/11- 
pressemitteilungen/6936-ehemaliger-geheimdienstchef-und-innensena-
tor-bei-merkel-muss-weg.
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Hamburg ist jetzt auch »Seebrücke« 
Von Christiane Schneider

Seit Mitte Juni haben die italienische Regierung und ihr 
neofaschistischer Außenminister Matteo Salvini die italie-
nischen Häfen – unter Verstoß gegen das Völkerrecht – für 
Schiffe mit aus Seenot geretteten Geflüchteten gesperrt. Vor 
allem die privaten Rettungsschiffe von NGOs werden behin-
dert, ihre Besatzungen sind von Kriminalisierung bedroht. 
Die Folgen sind dramatisch. Obwohl die meisten Geflüchte-
ten die Route nach Italien schon länger meiden und stattdes-
sen nach Spanien auszuweichen versuchen, bleibt die Zahl 
derer, die im zentralen Mittelmeer den Tod finden, erschre-
ckend hoch. Aufgrund der Sperrung der Häfen waren zeit-
weise alle NGO-Rettungsschiffe aus dem zentralen Mittel-
meer verdrängt worden. Derzeit ist die »Aquarius«, die seit 
2016 mehr als 30.000 Menschen vor dem Tod rettete, noch 
das einzige private Rettungsschiff dort. Immer wieder wird 
berichtet, dass Handelsschiffe an in Seenot geratenen Schif-
fen vorbeifahren, weil sie fürchten, mit Geflüchteten an Bord 
keine italienischen Häfen anlaufen zu können.

Eine große Verantwortung für die Katastrophe trägt die 
EU. Nicht nur, weil sie sich bisher unfähig zeigte, eine hu-
manitäre Lösung für die Aufnahme und Verteilung Geret-
teter zu entwickeln. Seit langem entziehen sich Kernländer 
der EU ihrer Verantwortung für die Geflüchteten, die Europa 
vor allem in Italien, Malta, Griechenland und Spanien errei-
chen und dann, wenn es ihnen gelingt weiterzureisen, auf-
grund der Dublin-III-Verordnung dorthin zurückgeschoben 
werden. Diese Verordnung erhöht den Druck auf die EU-Au-
ßenstaaten, die darauf mit der Verschärfung ihrer Abwehr-
maßnahmen an den Außengrenzen reagieren.

Aber es gibt, und das ist die gute Nachricht, viele Kräfte 
in der EU, die nicht ertragen, dass man Menschen mutwillig 
ertrinken lässt. Die Bürgermeister der süditalienischen Ha-

fenstädte erklärten sich in einer konzertierten Aktion bereit 
zur Öffnung der Häfen. Stellvertretend sei hier Renato Acco-
rinti, Bürgermeister von Messina, zitiert: »Wir dürfen die uni-
versellen Menschenrechte und die Gesetze der Seefahrt nicht 
aus dem Auge verlieren, in denen der Mensch unabhängig 
von der Hautfarbe und dem Herkunftsland unantastbar ist 
(…) eine entmenschlichende Politik beantworten wir mit ei-
ner Politik der Rechte und der Werte der Menschen.« Aller-
dings untersteht die Rettungsleitstelle in Rom, die alleine die 
Schiffe anweisen kann, welchen Hafen sie anzulaufen haben, 
der Zentralregierung. 

Unterstützt werden die Hafenstädte in ihrem Widerstand 
auch von Bürgermeistern anderer italienischer Städte; in 
Mailand, Turin, Livorno und anderswo kam es zu großen De-
monstrationen gegen die italienische Regierung und ihre Po-
litik des Ertrinken-Lassens. Von Barcelona ausgehend entwi-
ckelt sich das länderübergreifende Netzwerk »Solidarische 
Städte« mit jeweils konkreten Programmen für die Aufnahme 
von Geflüchteten und mit dem gemeinsamen Ziel, den Still-
stand der EU aufzubrechen und legale Fluchtwege nach Eu-
ropa zu schaffen. Rot-Rot-Grün in Berlin hat beschlossen, die-
sem Netzwerk beizutreten.

Diese europäische Bewegung »von unten« ist auch in 
Deutschland angekommen. Zehntausende demonstrierten 
in den letzten Wochen im Zeichen von »Seebrücke«. Allein 
in Hamburg waren am 2. September über 16.000 Menschen 
auf der Straße, Ausdruck einer starken zivilgesellschaftlichen 
Bewegung, die von einem breiten Bündnis von Sportverei-
nen bis zu den Wohlfahrtsverbänden und Kirchen, von po-
litischen Organisationen bis zu Initiativen von Geflüchteten 
und der Geflüchtetensolidarität getragen wird. Parallel dazu 
entwickelt sich eine Bewegung von Städten und Gemeinden, 
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die ihre Bereitschaft erklären, aus Seenot Gerettete aufzuneh-
men, und einen entsprechenden Appell an den zuständigen 
Bundesinnenminister richten. Erst Köln, Düsseldorf, Bonn im 
Westen, kurz darauf Wuppertal, Potsdam und dann immer 
mehr, auch die Hafenstädte Bremen und Rostock, und am 26. 
September endlich auch Hamburg. Die SPD konnte ihre Poli-
tik der Verweigerung angesichts der Großdemonstration und 
angesichts des Drucks, den die deutliche Positionierung bei-
der christlichen Kirchen sowie der Wohlfahrtsverbände aus-
übten, nicht länger aufrechterhalten. Der ursprüngliche An-
trag der Linksfraktion wurde zwar abgelehnt, ein ähnlicher 
»Zusatzantrag« von SPD und Grünen dann aber, auch mit den 
Stimmen der Linken und der FDP, angenommen.

Welche Kraft diese Bewegung entwickeln kann, muss sich 
noch zeigen. Aber sie ist spannend, denn sie setzt potenziell 
nicht nur die Bundesregierung unter Handlungsdruck, son-
dern auch die EU und ihre Institutionen. Sie ist, wenigstens 
im Ansatz, länderübergreifend. Und sie macht deutlich, dass 
es immer noch starke Kräfte der Solidarität in den Stadtge-

sellschaften gibt, also dort, wo die Aufnahme der Geflüchte-
ten stattfindet und wo die weiteren damit verbundenen Auf-
gaben der Integration geleistet werden müssen.

Nachtrag: Der Artikel stammt von Ende September. Inzwi-
schen liegt die »Aquarius«, nachdem sie 58 aus Seenot Ge-
rettete in Malta an Land bringen konnte, in Marseille fest 
auf der Suche nach einer neuen Flagge. »Seawatch« hat ein 
neues Schiff vor die libysche Küste entsandt. Unterdessen 
hat ein von einer italienischen NGO betriebenes und unter 
italienischer Flagge (und der Flagge von Palermo) fahrendes 
Schiff die Seenotrettung im zentralen Mittelmeer aufgenom-
men. Das dürfte es für Salvini schwerer machen, dem Schiff 
das Anlaufen italienischer Häfen zu verbieten. Laut der In-
ternationalen Organisation für Migration (IOM) ist die Todes-
rate bei der Flucht über das Mittelmeer so hoch wie nie zuvor. 
19 von 100 Geflüchteten ertrinken seit Jahresanfang bei dem 
Versuch, Europa über das Mittelmeer zu erreichen.

Messen wir den Senat vor diesem Hintergrund umso stär-
ker an seinen eigenen Aussagen und Versprechungen!
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Stadtstaaten bleiben sichere Häfen für Flüchtlinge
Gemeinsame Erklärung der Bürgermeister von Berlin, Bremen und Hamburg zur Seenotrettung vom 26. 
September 2018
»Viele Menschen, die vor Krieg und Verfolgung fliehen, riskieren ihr Leben, indem sie gefährliche Routen über 
das Meer nehmen. Es ist unsere gemeinsame humanitäre Pflicht, alles zu tun, um Menschen vor dem Ertrinken 
zu bewahren, Flüchtlingsschiffe in sichere Häfen zu bringen und Flüchtlinge nach den Regeln des europäischen 
und nationalen Asylrechts in Europa aufzunehmen.
Die Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bremen sind in den letzten Jahren zu sicheren Häfen für über 150.000 
Flüchtlinge geworden, die wir mit großer Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger aufnehmen, versorgen und 
integrieren. Wir werden uns weiterhin engagiert an der Versorgung und Integration von Flüchtlingen beteiligen, 
die nach den Abkommen und Vereinbarungen der Bundesregierung mit den Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union in Deutschland aufgenommen werden.«
Peter Tschentscher, Erster Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg
Michael Müller, Regierender Bürgermeister von Berlin
Carsten Sieling, Bürgermeister und Präsident des Senats der Freien Hansestadt Bremen
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Altona 21 – es geht um den Kopf
Von Heike Sudmann

Es läuft zurzeit in Hamburg nicht gut für die Deutsche Bahn 
Aktiengesellschaft (DB AG). Seit 1990 betreibt sie Planungen 
für eine Verlegung des Kopfbahnhofs Altona mit seinen Re-
gional- und Fernzügen. Das Planfeststellungsverfahren für 
einen neuen Durchgangsbahnhof am Diebsteich, der einige 
Kilometer vom jetzigen Bahnhof entfernt liegt, endete im De-
zember 2017. Gegen den Planfeststellungsbeschluss hatte u.a. 
der VCD (Verkehrsclub Deutschland) eine Klage sowie einen 
Eilantrag eingereicht. Im August 2018 hat nun das Oberver-
waltungsgericht (OVG) Hamburg dem Eilantrag des VCD statt-
gegeben.1 Damit müssen alle vorbereitenden Arbeiten für den 
neuen Bahnhof gestoppt werden.

OVG stoppt Arbeiten für Bahnhofsverlegung
Ausschlaggebend für diese Gerichtsentscheidung ist der Weg-
fall der Verladeeinrichtung für Autoreisezüge in Altona. »Der 
Planfeststellungsbeschluss sieht keinen gleichwertigen Er-
satz vor und stellt einen rechtzeitigen Ersatz auch weder zeit-
lich noch inhaltlich sicher. (…) Davon abgesehen kann ohne 
Kenntnis des künftigen Standorts einer neuen Verladeein-
richtung für Autoreisezüge die der Planung zugrunde lie-
gende Variantenabschätzung (zugunsten einer Ersetzung des 
Kopfbahnhofs) nicht sachgerecht vorgenommen werden.« 
Diese Ohrfeige sitzt. Weitere könnten folgen, denn das Gericht 
kündigte an, die anderen vom VCD angesprochenen Fragen 
zur Rechtmäßigkeit des Planfeststellungsbeschlusses im so-
genannten Hauptsacheverfahren zu prüfen. Wann dieses Ver-
fahren stattfinden wird, ist noch nicht bekannt. 

Mitten im Leben oder am Rand: Vergleich der Standorte
Der Bahnhof Altona gehört zu den 20 größten Bahnhö-
fen in Deutschland, die von der DB als Fernverkehrsknoten 
in die Kategorie 1 eingestuft werden. Alle Gleise des Fern- 
und Regionalbahnhofs sind ebenerdig und somit barriere-

frei zu erreichen. 130.000 Reisende frequentieren den Bahn-
hof täglich, die meisten – ca. 117.000 – nutzen eine der fünf 
S-Bahn-Linien (S 1, S 11, S 3, S 31 und S 2). Wie viele Reisende 
den Fern- und Regionalverkehr nutzen, kann oder will die DB 
nicht sagen. Die Busanlage am Bahnhof Altona verzeichnet 
täglich 57.200 Fahrgäste, davon 31.900 UmsteigerInnen zwi-
schen allen vorhandenen Bus- und Bahnlinien. 

In einem Umkreis von einem Kilometer befinden sich nach 
einer Auswertung der Initiative »Prellbock Altona – Unser 
Bahnhof bleibt, wo er ist«, gut 2.600 Betriebe. Geschäfte, Ärz-
tInnen, DienstleisterInnen, Start-up, Gewerbe, Handwerk – al-
les ist dabei. Der Bahnhof Altona liegt also mitten im Leben. 
Im direkten Einzugsbereich wohnen 50.000, im mittelbaren 
Umfeld sind es insgesamt rund 100.000 Menschen, die zu Fuß 
oder mit dem Rad den Bahnhof bequem erreichen können. 
Viele PendlerInnen aus dem Regionalverkehr wie auch Fern-
reisende haben ihren Ziel- oder Startpunkt in unmittelbarer 
Nähe des Bahnhofs Altona bzw. ein paar Busstationen ent-
fernt.

An der heutigen S-Bahn-Haltestelle Diebsteich, wo der neue 
Bahnhof entstehen soll, sieht die Welt komplett anders aus. 
In fußläufiger Entfernung leben dort lediglich ca. 5.000 Men-
schen. Ein großer Friedhof, Kleingärten sowie ein Industrie- 
und Gewerbegebiet grenzen an den geplanten Bahnhof. Re-
staurants und Einzelhandelsgeschäfte sind rar. Derzeit gibt es 
dort zwei S-Bahn-Linien (S 3 und S 21) sowie eine Buslinie. Ob 
und welche weiteren Verbindungen kommen (S 4-neu, neue 
S 32, mehr Buslinien), steht noch nicht fest. Sechs Fern- und 
Regionalgleise sollen neben den zwei vorhandenen S-Bahn-
Gleisen errichtet werden. Alle Gleise sind nur über Treppen 
oder Aufzüge zu erreichen. Eine Autoverladung wird es nicht 

1  https://justiz.hamburg.de/aktuellepresseerklaerungen/11545668/pres-
semitteilung/.
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Akelius’ Geschäftsmodell: Mietenexplosion
Von Florian Kasiske, AG Akelius im Hamburger Netzwerk Recht auf Stadt

Wer derzeit in Hamburg eine Wohnung sucht, stößt immer 
wieder auf Angebote, bei denen es einem die Spucke ver-
schlägt: 20 bis über 30 Euro kalt pro Quadratmeter in Stadt-
vierteln, die bis vor wenigen Jahren noch vor allem von 
Menschen mit geringem Einkommen, Arbeitslosen und Stu-
dierenden bewohnt wurden. Ein »Player« auf dem Immobi-
lienmarkt, der mit solchen Preisen die Mieten in die Höhe 
treibt, ist die schwedische Immobilienfirma Akelius. Dieser 
gehören mittlerweile 4.400 Wohnungen in Hamburg.

Akelius, benannt nach dem Firmengründer und -inhaber 
Roger Akelius, wurde 1994 in Schweden gegründet. Mitt-
lerweile ist das Unternehmen international aktiv und kauft 
vor allem in boomenden Großstädten. Das Geschäftsmodell 
ist einfach: Gekauft werden überwiegend Häuser und Woh-
nungen, bei denen bei den Mieten aus Sicht des Unterneh-
mens »Luft nach oben« ist. Hat Akelius ein Haus aufgekauft, 
fällt dies den MieterInnen zunächst vor allem dadurch auf, 
dass notwendige Instandsetzungsarbeiten verschleppt wer-
den. Eine Hotline, die für solche Fälle zuständig ist, zeichnet 
sich dadurch aus, dass MieterInnen hingehalten werden, aber 
meistens nicht viel passiert. Notwendige Reparaturen wer-
den oft nur dann gemacht, wenn MieterInnen sich eine An-
wältin oder einen Anwalt nehmen und diese per Gerichtsbe-
schluss durchsetzen. 

Mit drastischen Mieterhöhungen sind AltmieterInnen 
in der Regel nicht konfrontiert – denn sie sind überhaupt 
nicht die Zielgruppe des Unternehmens. Ziehen allerdings 
MieterInnen aus einer Wohnung aus, wird diese in der Re-
gel modernisiert, um damit die Mietpreisbremse zu umgehen 
– denn modernisierte Wohnungen sind von dieser ausgenom-
men. Auf diese Weise ist Akelius bei Wiedervermietungen 
weder an den Mietenspiegel noch an irgendwelche anderen 

Einschränkungen gebunden und kann Kaltmieten in Höhe 
von teilweise über 30 Euro in Stadtvierteln wie St. Georg ver-
langen. Damit ist klar: Akelius hat überhaupt kein Interesse, 
Wohnungen für NormalverdienerInnen zur Verfügung zu 
stellen; Zielgruppe sind vielmehr Menschen mit überdurch-
schnittlich hohen Einkommen.

Für MieterInnen bedeuten solche Praktiken einen enor
men Druck. Einige mieten Wohnungen bei Akelius an, weil 
sie wegen der Wohnungsnot in Hamburg schlicht keine an-
dere Wahl haben – und nehmen dafür in Kauf, dass sie einen 
(weit) überdurchschnittlichen Anteil ihres Einkommens für 
die Miete abdrücken oder mit vielen Leuten auf kleiner Flä-
che wohnen müssen. Wer als AltmieterIn in einem Haus lebt, 
das von Akelius gekauft wurde, macht sich oft existenzielle 
Sorgen: Mit dem Wissen, dass die neuen NachbarInnen für 
die schnittgleiche Wohnung das Dreifache der eigenen Miete 
bezahlen, ist die Einsicht verbunden, dass der neue Vermieter 
einen so schnell wie möglich los werden will. AltmieterInnen 
stehen daher durch die Geschäftspraktiken von Akelius un-
ter hohem Verdrängungsdruck.

Diese Unternehmenspolitik führt aber nicht nur dazu, 
dass Menschen direkt verdrängt werden. Wohnungen, die in 
die Hände dieses Unternehmens geraten, sind für die größ-
ten Teile der Hamburger Bevölkerung unerschwinglich. Da-
mit treibt Akelius etwas voran, was der nordamerikanische 
Stadtsoziologe Peter Marcuse als »exclusionary displacement« 
bezeichnet: Verdrängung über Ausschluss vom Wohnungs-
markt. Das bedeutet, dass in Wohnvierteln wie Altona-Alt-
stadt, dem Schanzenviertel oder St. Georg, wo Akelius viele 
Immobilien besitzt, Menschen, die geringe oder normale Ein-
kommen haben oder im Leistungsbezug sind, sich kaum Hoff-
nungen machen müssen, eine für sie bezahlbare Wohnung zu 
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finden. Das liegt nicht nur an Akelius, aber das Unternehmen 
treibt diese Entwicklung an vorderster Front voran.

Es gibt viele Ebenen, auf denen etwas passieren muss – 
und auf denen durch Organisierung und politischen Druck 
Erfolge im Kampf gegen den Mietenwahnsinn errungen wer-
den können. Immer mehr MieterInnen von Akelius schlie-
ßen sich zusammen und wehren sich, wie z.B. die betroffenen 
Haushalte von drei von Akelius aufgekauften Häusern in der 
Wrangelstraße in Hoheluft-West. Diese haben sich zu einer 
MieterInneninitiative zusammengeschlossen und machten 
die Praktiken einer Wohnungsräumung durch das Unterneh-
men öffentlich, bei der Akelius in eine bewohnte Wohnung 
eingedrungen war und bis zum Eintreffen eines Verwandten 
der Mieterin diverse persönliche Gegenstände entfernte. Es 
gibt ein hamburgweites Treffen von Akelius-MieterInnen und 
UnterstützerInnen, das sich zum Ziel gesetzt hat, Öffentlich-
keit zu schaffen. Auch anderswo gibt es Initiativen von Be-
troffenen, so z.B. einen Austausch mit Akelius-MieterInnen 
aus Berlin und New York. 

Bezirke und Senat müssen dringend aktiv werden, um zu 
verhindern, dass Akelius weitere Gebäude kaufen kann – bei-

spielsweise über die Nutzung von Vorkaufsrechten. Um ein 
Vorkaufsrecht zu erleichtern, müssen in großen Teilen Ham-
burgs Soziale Erhaltungsverordnungen eingeführt werden 
– denn Gentrifizierung betrifft längst nicht nur wenige in-
nerstädtische Quartiere. Auf Bundesebene müssen Gesetze 
verändert werden, damit das Geschäftsmodell von Akelius 
nicht mehr funktioniert. Zum Beispiel durch eine wirklich 
wirksame Mietpreisbremse, die beinhaltet, dass Modernisie-
rungen kein Schlupfloch mehr sind und dass VermieterInnen 
Strafen befürchten müssen, wenn sie sich nicht an die Miet-
preisbremse halten 

Sollten Unternehmen wie Akelius weiter ungebremst agie-
ren können, drohen uns Verhältnisse wie in London oder New 
York. Weite Teile der Stadt werden für Menschen ohne hohe 
Einkommen gar nicht mehr oder nur unter erheblichen Ein-
schränkungen bewohnbar. Es gibt kein Recht auf Rendite – 
mit Wohnraum dürfen keine Geschäfte mehr gemacht wer-
den! Wir können erfolgreich sein, wenn wir uns wehren und 
gemeinsam mit vielen anderen für das Recht auf Stadt für 
Alle kämpfen!

Kontaktmöglichkeit: info@rechtaufstadt.net.

Ein Sonderausschuss und viele offene Fragen
Abschlussbericht der Fraktion DIE LINKE zum G20-Ausschuss – von Christiane Schneider

Der G20-Gipfel im Juli 2017 hat in der Stadtgesellschaft tiefe 
Spuren hinterlassen, aus durchaus unterschiedlichen Grün-
den: 
n	 starke Beeinträchtigung des Alltagslebens, insbesondere 

durch Zusammenbruch des Verkehrs und tagelangen Hub-
schrauberlärm; Gewalteskalationen im Rahmen der Pro-

teste, v.a. die zerstörerische Gewalt am Morgen des 7.7. 
in Altona und die Ausschreitungen am Abend des 7.7. im 
Schanzenviertel sowie die Erfahrungen einer wenig ver-
sammlungsfreundlichen, eskalierenden Einsatzstrategie 
gegen Demonstrierende, oft aggressiver Polizeieinsätze so-
wie – bisher ungesühnter – rechtswidriger Polizeigewalt;
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n	 Erfahrungen von AnwohnerInnen im Schanzenviertel, die 
die Polizei eine Woche als »Besatzungsmacht« erlebten, 
aber ohne Schutz blieben, als sie sich bedroht sahen;

n	 die offensichtliche physische und psychische Überforde-
rung vieler PolizistInnen, die die fatale Entscheidung, den 
Gipfel in Hamburg durchzuführen, ausbaden mussten; 

n	 ein (Ex-)Bürgermeister, dem auf die Frage, ob er Fehler ge-
macht habe, nichts einfiel und der nicht bereit war, poli-
tische Verantwortung für seine fatale Entscheidung zu 
übernehmen.

Unter dem Eindruck des Verlaufs des G20-Gipfels hat die 
Bürgerschaft am 19. Juli 2017 den Beschluss zur Einrichtung 
des Sonderausschusses »Gewalttätige Ausschreitungen rund 
um den G20-Gipfel in Hamburg« verabschiedet. Die Aufarbei-
tung der gesamten Problematik war, wie Titel und Begrün-
dungstext deutlich machen, zu diesem Zeitpunkt nicht vor-
gesehen. Themenkomplexe, die der kritischen Aufarbeitung 
staatlichen Handelns wenigstens Raum ließen, wurden erst 
später im »Fahrplan« aufgenommen. Die Fraktion DIE LINKE 
sieht ihre Aufgabe als Teil der Legislative und als Opposi-
tionsfraktion aber gerade in der Kontrolle staatlichen Han-
delns.

Aufgrund der unterschiedlichen Auffassungen der Frakti-
onen wurde ein gemeinsamer Abschlussbericht erst gar nicht 
ins Auge gefasst. Damit spiegelt sich im parlamentarischen 
Raum wider, dass die sehr verschiedenen »Erzählungen«, in 
denen die Erfahrungen von den verschiedenen AkteurInnen 
und in der Stadt verarbeitet wurden, in der Öffentlichkeit bis 
heute neben- oder gegeneinanderstehen. Der Ausschuss hat, 
weil er nach unserer Auffassung wenig an Aufklärung gelei-
stet hat, nicht dazu beigetragen, die entstandenen Gräben in 
der Stadt zu überwinden und in Teilen der Stadt verlorenes 
Vertrauen in den Rechtsstaat zurückzugewinnen.

Ein Parlamentarischer Untersuchungsausschuss hätte an-
dere Möglichkeiten der Aufklärung geboten. Im zahnlosen 
Sonderausschuss litt sie unter der fast ungebrochenen Domi-
nanz der Innenbehörde. Diese hatte die Hoheit über die In-
formationen, die der Ausschuss erhielt. Deshalb und weil sie 
jeden beanspruchten Raum bekamen, sicherten sich Behör-
denleitung und Polizei, die selbst Konfliktpartei waren, die 
Deutungshoheit über das Geschehen. Als großes Problem 
sieht die Fraktion DIE LINKE hier auch eine wenig ausge-
prägte selbstkritische Reflexion aufseiten von Behörde und 
Polizei.

Ungeklärte Fragen
Vor allem zwei Geschehnisse von erheblicher Tragweite wur-
den nicht aufgeklärt.

Die Zerschlagung der »Welcome-to-hell«-Demonstration 
Nicht umstritten ist, dass zu dem Zeitpunkt, an dem sich die 
Versammlung von 12.000 Menschen auf dem Fischmarkt zu 
einem Demonstrationszug formierte, ein erheblicher Teil der 
vorderen Blöcke vermummt war (darunter vier bekannte und 
wohl weit mehr unerkannte »TatbeobachterInnen«) und auf-
gestoppt wurde und dass die Versammlungsleitung dafür 

sorgte, dass die Vermummung zumindest im vorderen Teil 
abgelegt wurde. 

Die Begründung für den Einsatz, die Vermummung habe, 
weil sie eine Straftat darstellt, keine Alternative zugelassen, 
wurde nicht nur von dem von uns als Experte geladenen Po-
lizeidirektor a.D. Behrendes infrage gestellt. Auch in der Poli-
zei Hamburg sah man das in der Vergangenheit schon anders 
(Wortprotokoll des Innenausschusses 20/25 vom 6.1.2014, 
S.  10). Der Polizeiangriff auf die bis dahin friedliche Ver-
sammlung gab der Gewalteskalation eine neue Dynamik.

Aus unserer Sicht spricht viel dafür, dass die Polizei den 
Plan, die Demonstration gar nicht erst losgehen zu lassen, von 
Anfang an verfolgte: etwa die Tatsache, dass ausgerechnet bei 
dieser lange vorher als gefährlich bezeichneten Versammlung 
keine Auflagen verhängt wurden, nicht einmal in Bezug auf 
den Ort der Abschlusskundgebung. Oder die Ausführungen 
des Leiters der EA Einsatzkräfte im Innenausschuss am 19. 
Juli, dass die Heraustrennung des »Schwarzen Blocks« später 
sehr viel schwieriger geworden wäre. Oder die zielstrebige 
und offensichtlich vorbereitete Durchführung dieser nicht 
polizei-alltäglichen, komplexen Operation der »Heraustren-
nung« Tausender Menschen.

Wir haben für diese von Augenzeugenberichten gestützte 
Sicht keine Beweise, sondern lediglich Indizien vortragen 
können. Die Darstellungen der Polizei haben unsere Fraktion 
nicht überzeugt.

Das ganze Schanzenviertel als Falle? 
Für die Behauptung der Polizei, das ganze Schanzenviertel sei 
zur Falle ausgebaut und auf den Dächern entlang des Schul-
terblatts warteten GewalttäterInnen nur darauf, einrückende 
Polizei mit Molotowcocktails, Gehwegplatten, Eisenstangen 
zu empfangen, ohne Rücksicht auf ihr Leben, wurden im Aus-
schuss keine Beweise erbracht. Entsprechende Gegenstände 
wurden auf den Dächern nicht sichergestellt. Luftaufnah-
men aus den Hubschraubern, die die Behauptung von den 
Dächern hätten belegen können, wurden nicht vorgelegt. Die 
Behauptung von der Falle auf den Dächern entlang des Schul-
terblattes dient aber als zentrale Legitimation für den Einsatz 
der paramilitärischen Spezialeinheiten, die u.a. mit schussbe-
reiten Langwaffen und unter Einsatz von Gummigeschossen 
(zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik) die 
Häuser stürmten. Eigentlich hätte man ein Interesse der Poli-
zei an beweissicherer Aufklärung erwarten können. Für un-
sere Fraktion ist die Aufklärung dieser Frage wichtig, weil 
der SEK-Einsatz einen großen Schritt in Richtung Militarisie-
rung von Protest Policing bedeutet, wie das auch Ex-Bürger-
meister Scholz im Sonderausschuss nahelegte.

Kritik und Dissens 
Die Arbeit des Sonderausschusses hat zentrale Kritikpunkte 
am Umgang von Senat und Sicherheitsorganen mit dem Pro-
test nicht ausgeräumt. Kooperation fand nicht statt. Un-
bestritten ist, dass die angekündigten großen Proteste über 
eine ganze Woche hinweg die Polizei vor große Herausforde-
rungen stellten, gerade auch angesichts eines heterogenen 
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Protestbündnisses. Umso notwendiger wäre es gewesen, eine 
belastbare Dialog- und Vertrauenskultur zu entwickeln. Das 
geschah nicht. Der Forderung etwa der AnmelderInnen für 
den 8. Juli nach Gesprächen verweigerte sich die Polizeifüh-
rung. Stattdessen arbeitete die Exekutive lange vorher an 
der Dämonisierung der Proteste und ihrer TrägerInnen. Sie 
versuchte, die Deutungshoheit über Veranstaltungen zu ge-
winnen, indem sie z.B. vor der Teilnahme »warnte«. Die vom 
Bundesverfassungsgericht geforderte Kooperation fand nicht 
statt bzw. beschränkte sich im Wesentlichen auf versamm-
lungstechnische Fragen.

Die Camp-Frage
15 Monate vor G20 entschied Gesamteinsatzleiter Dudde, 
Camps nicht zuzulassen, um die für Gipfelproteste unverzicht-
bare Infrastruktur zu verhindern und auswärtige Protestteil-
nehmerInnen abzuschrecken. Die VeranstalterInnen wurden 
pauschal verdächtigt und diffamiert, jede Kooperation ver-
weigert – eine versammlungsfeindliche Haltung, die sich bis 
fast zum Schluss fortsetzte. Mit dem rechtswidrigen, einen 
Verwaltungsgerichts-Beschluss ignorierenden Polizeieinsatz 
verhinderte die Behörde am 2. Juli den Aufbau des Camps in 
Entenwerder. Erst als das Oberverwaltungsgericht am 5. Juli 
die am 28. Juni ergangene, bis dahin von der Behörde igno-
rierte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bekräf-
tigte, wurde der Aufbau von Schlafzelten gestattet. Da war es 
für viele zu spät.

Die Allgemeinverfügung
Entgegen der Ankündigung eines »Festivals der Demokratie« 
richtete die Polizei mithilfe einer Allgemeinverfügung eine 
38 qkm große Demonstrationsverbotszone ein und setzte sie 
vor Gericht unter Berufung auf den »polizeilichen Notstand« 
durch. Die Diskussion im Sonderausschuss und die Ausfüh-
rungen des eingeladenen Experten Dr. Ernst haben gezeigt, 
wie umstritten das Instrument der Allgemeinverfügung ist: 
Es ging darum, der Polizei möglichst freie Hand für die Be-
wältigung von Versammlungen zu geben, ohne dass die Be-
troffenen die Möglichkeit gehabt hätten, Grundrechtsschutz 
einzufordern – auch das ein verheerendes Signal an die Pro-
testbewegung.

Polizeiliche Einsatzstrategie
Proteste unterliegen einer Dynamik, die durch viele Faktoren 
beeinflusst wird, nicht zuletzt durch die Einsatzstrategie 
der Polizei. Die »Hamburger Linie« der niedrigen Einschreit-
schwelle hat in dem heterogenen Protestbündnis die Legiti-
mationsbasis für Gewalt nicht geschwächt, sondern gestärkt. 
Der Polizeieinsatz am 2. Juli in Entenwerder und die unpro-
vozierte Räumung des durchweg friedlichen Massencornerns 
am 4. Juli haben nicht nur nach unserer Auffassung zur spä-
teren Gewalteskalation beigetragen. Ähnliches gilt für die 
vielfach aggressiven Polizeieinsätze auch gegen friedlich Pro-
testierende oder TeilnehmerInnen an Aktionen des zivilen Un-
gehorsams, die zu einer nicht zu beziffernden, nach unseren 
Beobachtungen aber hohen Zahl von Verletzten, u.a. zu vielen 
Kopfverletzungen durch Polizeiknüppel, geführt haben. Die 
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zukünftige weitere Erörterung der Gewaltproblematik muss, 
wie im Bürgerschaftsbeschluss (Drs. 21/9805) eigentlich auch 
gefordert, im Sonderausschuss aber kaum ansatzweise umge-
setzt, eine »ganzheitliche Betrachtung« vornehmen.

Rechtsstaatliche Bindung der Sicherheitsbehörden
Die Träger des staatlichen Gewaltmonopols sind umfassend 
an das Recht gebunden. Nur aufgrund einer Ermächtigung 
durch Gesetze sind sie zu Eingriffen in Grundrechte befugt. 
Im Zusammenhang der G20-Einsätze kam es nach Auffassung 
der Fraktion DIE LINKE immer wieder zu Verletzungen dieses 
rechtsstaatlichen Prinzips und zu vielen Grundrechtsverlet-
zungen, hier nur einige gravierende Beispiele. 

Pressefreiheit
Nicht nur wurden MedienvertreterInnen immer wieder durch 
Polizeiattacken an ihrer Arbeit gehindert. Der Entzug der Ak-
kreditierung von 32 JournalistInnen stellt nach einhelliger 
Auffassung ihrer Vertretungen einen Eingriff in die Presse- 
und Berufsfreiheit dar. Die Art und Weise des Entzugs machte 
es den Betroffenen unmöglich, die Zulassung zum G20 auf 
dem Rechtsweg zu erstreiten.

GeSa
Die von RechtsanwältInnen des RAV (Republikanischer An-
wältinnen- und Anwälteverein) und des Anwaltlichen Not-
dienstes vorgetragene Kritik an Rechtsverstößen in der 
Gefangenensammelstelle wurde von der Innenbehörde weit-
gehend vom Tisch gefegt: Kritik etwa an der immer wieder 
erfahrenen Vereitelung des Zugangs von in Gewahrsam Ge-
nommenen zu rechtlichem Beistand; Schlafentzug durch 24 
Stunden Licht und ständige Lebendkontrollen; beobachtete 
Toilettengänge und weitere unwürdige Behandlung u.ä.m. Die 
Polizei gestand ein, dass in 66% der Fälle die Durchsuchung 
der in Gewahrsam Genommenen bei vollständiger Entklei-
dung stattfand, ein besorgniserregend hoher Anteil.

Gesichtserkennung
Die Polizei hat im Zusammenhang mit G20 ein Verfahren zur 
Gesichtserkennung eingesetzt, das der Polizei eine neue Di-
mension staatlicher Ermittlungs- und Kontrollmöglichkeiten 
erschließt. Das Verfahren greift tief in das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung ein. Es wird ohne gesetzliche Er-
mächtigung angewandt, sein Einsatz auch nach und trotz der 
Beanstandung durch den Hamburgischen Beauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit fortgesetzt. 

Unter weiteren (Grund-)Rechtsverletzungen sollen hier 
drei genannt werden: die rechtswidrige Ingewahrsamnahme 
einer Gruppe von ItalienerInnen am 8. Juli, die einem (zur-
zeit noch nicht rechtskräftigen) VG-Urteil zufolge unter dem 
Schutz des Versammlungsrechts standen. Das lesenswerte 
Urteil (17 K 1823/18) enthält eine Kritik an vielen proble-
matischen Aspekten des Polizeieinsatzes. Weiter der Einsatz 
der Mehrzweckpistole vom Typ HK 69 bzw. HK 169 beim 
G20-Gipfel. Diese less-letale Waffe (weniger/nicht tödliche 
Waffe) von Heckler&Koch ist laut Kriegswaffenkontrollge-

setz eine Granatpistole aus der Kategorie der Granatwerfer. 
Der Waffenkatalog des § 18 Abs. 4 SOG ist abschließend und 
sieht den Einsatz von Granatpistolen nicht vor. Das gilt auch 
für die in Hamburg eingesetzten Einheiten anderer Länder. 
Der Abschuss von mindestens 68 Tränengasgranaten und 15 
Gummigeschossen war deshalb rechtswidrig. Schließlich die 
unverhältnismäßige, eingriffsintensive massenhafte Öffent-
lichkeitsfahndung.

Schlussfolgerungen
Die Aufarbeitung der G20-Gipfel-Ereignisse und ihrer Folgen 
für die Stadtgesellschaft ist mit dem Ende des Sonderaus-
schusses nicht abgeschlossen. Die Fraktion DIE LINKE setzt 
sich dafür ein, dass
n	 die Bürgerschaft sich in geeigneter Weise mit den Ereignis-

sen rund um G20 und daraus zu ziehenden Konsequenzen 
weiter auseinandersetzt. Dabei soll das sozialwissenschaft-
liche Forschungsprojekt »Mapping #NoG20. Dokumenta-
tion und Analyse der Gewaltdynamik im Kontext der Pro-
teste gegen den G20-Gipfel in Hamburg 2017«, das jetzt 
vorliegt, in die weitere Debatte einbezogen werden; 

n	 die Diskussion über das Leitbild einer modernen, bürger-
nahen, transparenten, demokratischen Großstadtpolizei 
geführt wird;

n	 ein versammlungsfreundliches Versammlungsgesetz erar-
beitet wird, in dem u.a. Vermummung zur Ordnungswid-
rigkeit herabgestuft wird;

n	 eine unabhängige Polizeibeschwerdestelle neben dem DIE  
(Dezernat Interne Ermittlungen) eingerichtet wird. Da-
mit soll auch dem Umstand Rechnung getragen werden, 
dass viele Geschädigte von Polizeigewalt aus Angst vor Re-
pression davor zurückschrecken, Strafanzeige zu erstatten 
oder zeugenschaftliche Angaben beim DIE zu tätigen; dass 
bis zur Einrichtung einer solchen Beschwerdestelle bzw. 
dem Abschluss der Ermittlungen die Sonderkommission 
G20 im DIE personell und technisch verstärkt wird;

n	 die demokratische Protestkultur weiterentwickelt wird. 
Dazu gehört nicht zuletzt die Entwicklung einer belast-
baren Dialog- und Vertrauenskultur, zu der die Exekutive 
einen erheblichen Beitrag zu leisten hat;

n	 die Rote Flora bleibt. Die Rote Flora ist als autonomes 
Stadtteilzentrum nicht wegzudenken. Sie ist Teil einer wi-
derständigen Kultur und ein Raum, der für den Austausch 
zwischen Lebensweisen und Anschauungen, für die Ent-
wicklung von Alternativen von vielen Menschen benötigt 
wird;

n	 durch den Senat überprüft und der Bürgerschaft berich-
tet wird, welche Vor- und Nachteile im Sinne der Stärkung 
der Versammlungsfreiheit die Versammlungsbehörde als 
Teil der Vollzugspolizei gegenüber anderen Lösungen hat, 
vergleichbar den kommunalen Versammlungsbehörden in 
Flächenländern;

n	 der Senat/die Innenbehörde aufgefordert wird, das vom 
HmbGfD als rechtswidrig beanstandete Verfahren zur Ge-
sichtserkennung zu stoppen und die durch das Verfahren 
bereits erlangten Erkenntnisse zu löschen.






